
70 Neue Justiz 2/89

men. Die Vertreter des „öffentlichen Interesses“ werden vom 
Arbeiteminister nach Zustimmung der beiden anderen Seiten 
ernannt.

Für Japan typische Arbeitsrechtsstreitigkeiten sind
a) Klagen der Beschäftigten in Lohnangelegenheiten und 

wegen Kündigungen;
b) Klagen der Gewerkschaften wegen Anerkennung der

Gültigkeit von Tarifvereinbarungen bzw. zur Durchsetzung 
der Verpflichtung des Unternehmers, an Kollektiwerhand- 
lungen teilzunehmen; ,

c) Klagen der Unternehmer gegen die Gewerkschaften auf 
Schadenersatz bei sog. rechtewidrigen Streiks bzw. auf Unter­
lassung solcher Streiks.

*

Der Kampf der Werktätigen Japans und ihrer Gewerkschaf­
ten für die Verbesserung ihrer Arbeite- und Lebensbedingum- 
gen ist in den letzten Jahren erfolgreich gewesen. Das zeigt 
sich deutlich am Anstieg des Realeinkommens und in der Ar­
beitszeitverkürzung. Trotzdem hält der Druck der Unterneh­
mer auf die Existenzbedingungen der Werktätigen an, und 
dazu versuchen sie auch, arbeiterechtliche Regelungen zum 
Nachteil der Beschäftigten auszuhöhlen.

Zur Stärkung der Kampfkraft der japanischen Werktäti­
gen wird die Herstellung der Gewerkschafteeinheit als be­
sonders dringlich angesehen. Bisher existierten vier nationale 
Gewerkschaftsverbände (SOHYO, DOMEI, CHURITSUROREN 
und SHINSANBETSU). 1985 waren insgesamt 12,4 Millionen 
Werktätige gewerkschaftlich organisiert. Das waren knapp

29 Prozent aller Beschäftigten. Damit war die niedrigste Or- 
gandsationsrate seit Kriegsende erreicht. Diese Tendenz hält 
an. 1987 ist die Rate auf 27,6 Prozent gefallen.

Die vier Gewerkschafteverbände, in denen 1985 rd. 8 Mil­
lionen Mitglieder vereint waren, hatten 1987 vereinbart, eine 
Einheitsgewerkschafteorganisation im Bereich der privaten 
Wirtschaft zu gründen. Inzwischen ist der neue Dachverband 
RENGO, die Japanische Gewerkschaftskonföderation des Pri­
vatsektors, gebildet worden. Er umfaßt zunächst 62 verschie­
dene Gewerkschaften mit zusammen 5,5 Millionen Mitglie­
dern und soll später (bis 1990) alle wichtigen Gewerkschafte­
verbände, u. a. auch den Generalrat der Japanischen Gewerk­
schaften, SOHYO, vereinen, der gegenwärtig 4,2 Millionen 
Werktätige — vor allem des öffentlichen Dienstes und der 
öffentlichen Unternehmen, der Privatbahnen und der Stahl­
industrie — vertritt.

Die progressiven Kräfte Japans messen sicherlich zu Recht 
der Gewerkschafteeinheit für die Erhaltung und den Ausbau 
von Arbeiter- und Gewerkschafterechten große Bedeutung zu. 
Es bleibt aber abzuwarten, inwieweit neue gewerkschaftliche 
Organisationsstrukturen Veränderungen in den Anbeitebezde- 
hungen und im Arbeiterecht zu Lasten der Werktätigen auf­
zuhalten vermögen, da die „Grenze der Belastungsfähigkeit 
der japanischen Gesellschaft“ gegenüber 'diesen Veränderun­
gen „noch keineswegs erreicht“ ist.46

46 W. Lecher, „Japan im Umbruch“, a. a. O., S. 187.
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Die von J. K l i n k e r t i n  NJ 1988, Heft 6, S. 241 ff., zur Dis­
kussion gestellten Probleme der zivilrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit sind von grundlegender Bedeutung für 
Theorie und Praxis. Ihre Klärung kann zur einheitlichen 
Rechteanwendung beitragen und damit die Wirksamkeit des 
Zivilrechts erhöhen.

Zum System der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit

Für die Bestimmung des Verhältnisses von allgemeiner und 
erweiterter zivilrechtlicher materieller Verantwortlichkeit 
geht Klinkert u. a. davon aus, daß das ZGB ein einheitliches 
System der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit geschaffen hat, 
das seinem Wesen nach ein System der materiellen Verant­
wortlichkeit mit dem Schadenersatzrecht als Kernstück ist. 
Diese Charakterisierung des Platzes des Schadenersatzrechts 
im System der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit kann nicht 

' unwidersprochen bleiben.
Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit ist ihrem Wesen 

nach eine spezifische staatlich-rechtliche Reaktion auf rechts­
widriges und bei Schadenszufügung durch Bürger grundsätz­
lich subjektiv vorwerfbares Verhalten. Sie hat das Ziel, die 
durch die Rechtepflichtverletzung verursachte Störung in den 
Beziehungen zwischen den Beteiligten zu beseitigen und in 
differenzierter Art und Weise auf den Rechtspflichtverletzer 
einzuwirken.

Im Unterschied zu nichtmateriellen Sanktionen (z. B. mo­
ralischer Vorwurf, öffentliche Kritik) charakterisieren die 
Folgen der Verletzung von zivilrechtlichen Pflichten die zi­
vilrechtliche Verantwortlichkeit als „materielle Verantwort­
lichkeit“. Sie ist funktionell und regelungsmethodisch mit den 
anderen rechtlichen Verantwortlichkeitsregelungen abge­
stimmt; dies erlaubt es, sie als Bestandteil des einheitlichen 
Verantwortlichkeitssystems zu charakterisieren. Das ZGB 
selbst gestaltet die zivilrechtliche Verantwortlichkeit als eine 
in sich geschlossene einheitliche Verantwortlichkeitsregelung.

Das schließt jedoch ihre erforderliche Differenziertheit nicht 
aus.

Die’ differenzierte Ausgestaltung ist gesellschaftlich de­
terminiert und findet als Verantwortlichkeit für Vertrags­
verletzungen und für Verletzungen außervertraglicher 
Pflichten ihren juristischen Ausdruck. Unter diesem Aspekt 
Wird deutlich, daß insgesamt gesehen die wesentlichen Ursa­
chen für die differenzierte juristische Ausgestaltung in den 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Bedingungen zu finden 
sind. So erfassen die Verantwortlichkeitsregelungen z. B. 
Rechtsbeziehungen zur Befriedigung der materiellen und kul­
turellen Bedürfnisse der Bürger sowie zum Schutz des Le­
bens, der Gesundheit und des Eigentums vor Schadenszufü­
gung. Auch wenn die soziale Qualität der diesen rechtlichen 
Beziehungen zugrunde liegenden gesellschaftlichen Verhält­
nisse unterschiedlich ist, so gehören sie doch alle zum Rege­
lungsgegenstand des Zivilrechts und sind für den Fall, daß 
sie nicht verantwortungsbewußt gestaltet und erfüllt werden, 
über die zivilrechtliche Verantwortlichkeit zu realisieren. Das 
ist nür durch eine konsequente Anwendung der Bestimmun­
gen über die Verantwortlichkeit für Vertragsverletzungen 
und für die Verletzung außervertraglicher Pflichten möglich.

Wir halten es daher für zu weitgehend und nicht zutref­
fend, dem Schadenersatzrecht im System der zivilrechtlichen 
Verantwortlichkeit eine dominierende Rolle zuzuschreiben 
und es als Kernstück der Verantwortlichkeitsregelung zu be­
zeichnen. Eine solche Bewertung kann den Aufgaben des Zi­
vilrechts zpr Gestaltung der materiellen und kulturellen Be­
dürfnisse der Bürger und zu deren Gewährleistung im Fall 
der Nichterfüllung von vertraglichen Pflichten nicht gerecht 
werden. Sie läßt im Verhältnis zur Schadenswiedergutma­
chung diese Aufgaben als weniger gesellschaftlich bedeutsam 
erscheinen.

Es ist u. E. erforderlich, die zivilrechtliche Verantwort­
lichkeitsregelung in ihrer Einheit, aber auch in ihrer Diffe­
renziertheit zu begreifen. Dabei kann keiner der zivilrechtli­
chen Verantwortlichkeitsarten Priorität zukommen.

Anspruchsvoraussetzungen
der außervertraglichen Verantwortlichkeit

Klinkert sieht § 330 ZGB als den Grundtatbestand aller Re­
gelungen der zivilrechtlichen außervertraglichen Verant­
wortlichkeit für Schadenszufügung an. Auch diesem Rechts­
standpunkt kann aus prinzipiellen Erwägungen nicht beige­
pflichtet werden.

Seine Auffassung begründet Klinkert im wesentlichen mit 
folgenden Thesen;


